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ÖSTERREICHIS CHER ARBE 

j-- J041 Wian, Prinz-Eugen-Straße 20-22 Postfach 534 

An das 
Präsidium des Nationalrates 
Parlament 

Dr-Karl-Renner-Ring 3 
1010 Wien 

Ihre Zeichen 

Betreff· 

Unsere Zeichen 

SV-I2I1 
SV-I2I1 

1. Entwurf eines Bundesgesetzes, mit 
dem das Allgemeine Sozialversiche­
rungsgesetz geändert wird (40. No­
velle zum ASVG) 

2. Entwurf eines Bundesgesetzes, mit 
dem das Gewerbliche Sozialversiche­
rungsgesetz geändert wird ( 9. No­
velle zum GSVG) 

S t e l  1 u n g n a h  m e n 

--r 

ITERKAMMERTAG 

Telefon (0222) 653765 

Durchwahl 272,480 
Datum 

13.6.1984 

Der Österreichische Arbeiterkammertag übersendet je 25 Exemplare se1ner 

Stellungnahmen zu den im Betreff genannten Gesetzentwürfen zur gefälligen 

Information. 

Der Präsident: Der Kammeramtsdirektor: 

Beilageh 

Telegramme: Arbkammer Wien· Telex 131690 

1 
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1 ÖSTE R REICH ISC HER AR B EITER KAM M E RTAG 

A·l041 \'/1011, Prinz·Eugen·StraBe 20-22 PosIlach 634 

An das 
Bundesministerium für soziale 
Verwaltung 

Stubenring 1 

1010 W i e  n 
l __ _ 

Ihre Zeichen 

Zl. 20.0 40/2-1a/1984 

Elctrf'1f : 

Unsere Zeichen 
1211-DrS 

Entwurf eines Bundesgesetzes, 
mit dem das Allgemeine Sozial­
versicherungsgesetz geändert 
wird (40. Novelle zum ASVG) ; 
S t e 1 1 u n g n a h m e • 

I. A l l  g e rn ei n e s 

.J 

Telefon (0222) 65 37 65 

Durchwahl 272 
Datum 
29.Mai 1984 

Der österreichische Arbeiterkammertag hat bereits in dem der 

Bundesregierung übermittelten Memorandum vom Mai 1983 darauf 

hingewies�n, daß im Mittelpunkt der Bestrebungen nach einer 

Reform der Pensionsversicherung die Sicherung der finanziellen 

Leistungsfähigkeit stehen muß. Wichtigste Voraussetzung dafür 
ist die Aufrechterhaltung bzw. Wiedererreichung eines möglichst 

hohen Beschäftigungsniveaus. Trotz deutlicher Anzeichen eines 

wirtschaftlichen Aufsch�'nges wird es auch in den nächsten Jahren 
notwendig sein, alle Möglichkeiten einer wirksamen Arbeitsmarkt­

und Beschäftigungspolitik auszuschöpfen. Dazu ist aber ein ent­
sprechender Spielraum für die Budgetpolitik im Rahmen der öffent­
lichen Haushalte, insbesondere des Bundes, erforderlich. Der vor­

liegende Entwurf einer 40 . Novelle zum ASVG verfolgt in erster 
].l�jc d�s Zi81, durch Senkung der Ausgaben der Pensionsversichcrungs­

tr.äger, durch Erhöhung ihrer Einnahmen sowie durch finanzielle 
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Umschichtungen im Bereich der Sozialversicherung den Bundes­

haushalt im Verhältnis zur Pensionsversicherung zu entlasten. 

BlaU 2 ) 

Durch diese Maßnahmen soll - zumindest mittelfristig - die Finan­

zierung der Pensionsversicherung gewährleistet werden. Damit wird 

einem Anliegeri entsprochen, das auch für die gesetzliche Interessen­

vertretung der Arbeitnehmer vorrangige Bedeutung hat. All<:1rdings 

verweist der österreichische Arbeiterkammertag in diesem :�usammen­

hang neuerlich auf seine Ausführungen in dem oben erwähnten Memo­

randum. Darin wurde u. a. festgest.ellt, daß die Finanzierung der 

Pensionsversicherung auch in Zukunft nur durch ausreichende Zu­

schüsse aus Budgetmitteln gesichert werden kann. Diese Zuschuß­

leistung ist nicht nur wegen der Bedeutung der sozialen Sicherheit 

für den sozialen ,Frieden und die wirtschaftliche Stabilität, sondern 

- hinsichtlich der Pensionsversicherung nach dem ASVG - auch durch 

den erheblichen Beitrag der Arbeitnehmer 'zum Steueraufkommen ge­

rechtfertigt. 

Nehen einer aktiven Beschäftigungs- und Arbeitsmarktpolitik kann vor 

allem eine vorbeugende Gesundheits- und Arbeitsschutzpolitik ent­

scheidend dazu b�itragen, die finanzielle Leistungsfähigkeit der 

Pensionsversicherung langfristig zu erhalten. Die direkten und 

indir(;)kten Kosten von Arbeitsunfällen, Berufskrankheiten und Früh­
invalidität erreichen - trotz aller Bemühungen um eine Verbesserung 
der Arbeitsbedingungen - ein Ausmaß, das die Träge� der Sozialver­

sicherung und darüber h inaus die gesamte Volkswirtschaft erheblich 

belastet. Es müßten deshalb verstärkte Ans'trengungen unternommen 

werden, die Programme und die - gerade in den letzten Jahren erheb­

lich verbesserten - Rechtsvorschriften über den Ausbau des vor­

beugenden Al�bei tnehmerschutzes so rasch wie möglich in die Real! tät 
der Arbeitswelt umzusetzen. 

Die geänderten wirtschaftlichen Rahmenbedingungen, die demographische 
EntWicklung, vor allem aber die tiefgreifenden Auswirkungen neuer 
Technologien auf die Beschäftigung, machen es notwendig, das gesamte 
Finanzierungssystem der Sozialversicherung neu zu überdenken. Eine 
dauerhafte Sicherung der finanziellen Leistungsfähigkeit der Pensions-
v��r�.; ,icll\:�run\J \\ L: ... l nut' zu crrc lehen sc in, vlCnn - neben der we i terhin 
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notwendigen �uschußleistung aus Budgetmitteln - die,Beitrags­

grundlagen entsprechend der tatsächlichen wirtschaftlichen 

Leistungsfähigkeit festgesetzt werden. Das gilot sO"ll10hl für die 
Arbeitgeberbeiträge zur Pensionsversicherung nach dem ASVG, 

die derzeit ausschließlich auf Grund des Arbeitsverdienstes der 

Beschäftigten bemessen werden, als auch in besonderem MaßE� für 

Blatt 3 ) 

die Beitragsleistung der Selbständigen zu "ihren" Pensionsver­

sicherungen. Der österreichische Arbeiterka�nertag h at wiederholt, 
vor allem auch in dem erwähnten Memorandum an die Bundesregierung, 

auf das bestehende Ungle ichgewicht der Beitragsleistung zwischen 
den Pensionsversicherungen der Selbständigen einerseits und jener 

der Unselbständigen anderersei ts h ingo\ll1.esen. Während die Pensions­
versicherung nach dem ASVG zum weitaus überwiegenden Teil durch 

Beiträge der Versicherten bzw. ihrer Arbeitgeber finanziert wird, 

ist die Beitragsleistung der Selbständigen nur relativ gering, 

so daß hohe Bundeszuschüsse zu den Pensionsversicherungen der 

Selbständigen notwendig sind. Der österreichische Arbeioterkammertag 

verkenn t nich t, daß dieser Umstand z. T. durch strukturell(� Gegeben­

heiten bedingt ist, die eine gleich hohe Eigenfinanzierung durch 

Beiträge der Versicherten, \vie sie im Rahmen des ASVG gegHben ist, 

ausschließen. Die Forderung, alle Bevölkerungsteile entspl:echend 

ihrer tatsächlichen wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit zur Be­

wältigung de� finanziellen Probleme der Pensionsversicherung heran­

zuziehen, gebietet jedoch auch Änderungen bei den Beitragsgrundlagen 
der Selbständigen. 

Untersuchungen des österreichischen Arbeiterkammertages haben ergeben 

daß zwischen den Gewinnen der Selbständigen laut Einkommenssteuer­

statistik und jenen laut volkswirtschaf�licher Gesamtrechnung (Gewinn 
nachweisquoten) erhebliche Unterschiede bestehen. So betrug z. B. 

die Gewinnnachweisquote bei Einkommen aus Gewerbebetrieb 1m Jahr 
1982 nur 52 , 6  %, bei Einkommen aus der Land- und Forstwirtschaft 
sogar nur 9, 5 %. Diese Daten weisen darauf hin, daß Gestaltungs­

�öglichkeiten im Steuerrecht von Selbständigen auch bewußt zur 
Minimierung der Beitragsgrundlagen in der Pensionsversicherung ge­
nützt we rd en . Durch eine Bei tragssa tzerhöhung, wie der Ent.\olUrf sie 

vorsieht, ist dieses Problem nicht zu lösen. Nur eine den tatsäch-
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llchen Einkommensverhältnissen entsprechende BeitragsgrundlaC;)"e 

könnte mehr Gerechtigkeit im Beitragsaufkommen zwischen Unselb­

ständigen und Selbständigen, verbunden mit einer erheblichen Ent­

lastung des Bundeshaushaltes, garantieren. 

Der Entwurf versucht, durch Änderungen im Bernessungsrecht, eine 

neue Berechnungsmethode bei der Pensionsanpassung, eine Beitrags­

erhöhung und Umschichtungsmaßnahmen die Finanzierung der Pensions­

versicherung mittelfristig zu sichern. Nach den Erläuterungen (S. 2) 

sollen die daraus sich ergebenden Belastungen "dem System einer 

sozialen Symmetrie folgend auf die aktiv Erwerbstätigen und auf die 

Pensionisten verteilt werden. " Nach Auffassung des österreichischen 

J\rbeiterkammertages wird aber die beabsichtigte soziale Ausgewogen­

helt der Maßnahmen nicht erreicht, \veil der angestrebte Einsparungs­

effekt zum \'lej taus überwiegenden Teil von den Versicherten nach dem 

ASVG getragen werden müßte. So ist die Ausdehnung des Bemessungs-

zei traumes von 5 Versicherungs- auf 10 Bei,tragsjahre nur für Ver­

sicherte nach dem ASVG vorgesehen. Aus berechtigten Gründen besteht 
ein solcher Bemessungszeitraum in den Pensionsversicherungen der 

Selbständigen seit ihr.em Inkrafttreten. Er 'vird durch den Entwurf 

nicht berührt. In der Pensionsversicherung der Selbständigen wird 

lediglich anstelle des Grundbetrages und der progessiven Steigerungs­

beträge ein Leistungsausmaß mit linearen Steigerungsbeträgen ge­

setzt. Laut Prognose für 1990 sollen beide Maßnahmen Einsparungen 
in der Höhe von 4. 320 Mio. Schilling ergeben. Davon tragen die 
Unselbständigen nach dem ASVG 4. 290 Mio. Schilling während auf die 
Selbständigen nach dem GSVG und BSVG insgesamt 3 0  Mio.Schilling 
kommen. Einsparungen, die auf Änderungen im Bemessungsrecht beruhen, 
gehen somit fast ausschließlich zu Lasten der ASVG-Versichert'en. 
Damit würde das schon bestehende Ungleichge''1icht in der E:lgen­
leistung zwischen Selbständigen und Unselbständigen noch \veiter 
verstärkt, was die Notwendigkeit der oben angeführten, we:Ltergehenden 
Reformen unterstreicht. 

Die im Entwurf vorgesehenen Umschichtungen von Mitteln del: Kranken­
versicherung zur Pensionsversicherung werden mit der derzeit günstigen 
fjn�ll�iellcn ��gc der Krankenversicherung begr ündet . Der öster-
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reich ische Al"beiterkammertag hält es für richtig, daß zur Auf­

bringung der notwendigen Mittel für die Pensionsversicherung 

auch allfällige Uberschüsse in anderen Zweigen der Sozialver­

sicherung herangezogen werden. Er meint aber, daß solche Um­

schichtungen nur dann und insoweit vorgenommen werden dürften, 

811111 5) 

als dadurch die Erfüllung der eigenständigen Aufgaben der je­

weil.igen Versicherungsträger nicht in Frage gestellt wird. Gerade 

in der Krankenversicherung ist es notwendig, die finanzielle 

Leistungsfähigkeit auch in den nächsten Jahren zu erhalten, um 

große Probleme, wie z. B. die erforderliche Neuregelung der Spitals­

kostenfinanzierung, lösen zu können. 

Was die Änderungen im Leistungsrecht der Pensionsversicherung be­

trifft, stellt der österreichische Arbeiterkarnmertag zunächst mit 

Genugtuung fest, daß neben den Maßnahmen zur Sicherung der Finan­
zierung auch Erleichterungen im Anwartschaftsrecht vorgesehen sind. 

Damit wird einer Forderung des österreichischen Arbeiterkammertages 

entsprochen und ein maßgeblicher Beitrag zur weiteren qualitativen 

Verbesserung der Pensionsversicherung geleistet. 

Kernstück einer Pensionsreform hätte ursprünglich eine grundsätz­

liche Umstellung des Systems der Pensionsberechnung sein sollen. 
Nach mehreren auf eine solche j�nderung abzielenden Beschllissen bei 
Bundeskongressen des österreichischen Gewerkschaftsbundes hat der 

österreichische Arbei terkammertag im MemolTandum von Mai v'383 die 
Meinung vertreten, daß für die Pensionsberechnung anstelle eines 
Systems der Bemessungsgrundlage ein solches der Durchrechnung mit 
einer besonderen Aufwertungsautomatik treten solle. Vorarbeiten für 
ein derartiges Modell waren bereits vom österreichischen .Z\rbei ter­
karnrncrtag, österreichischen Gewerkschaftsbund un,l Hauptverband go­
leü� Let worden. Nach Berechnung der pensionsversicherungsträger 
hätte ein solches Durchrechnungssystem mit Hilfe entsprechender 
Faktoren entweder aufvlandsneutral .oder auf\>Jandsmindernd gestaltet 
werden können. Dieses Modell würde sowohl für den Bereich des 
Leistungsrechtes als auch für den Bereich des Beitragsrechtes wirken, 
" "(""' i' ; " ,�1," l' '.7;'''" ." � ,,11 (', -,- 1:." ,"" br ,'- tl"r' h t ,·':';re dtlrc'l , . ....... �,_ .... I- " ...... L • ..,I ...... _.L._ .... _ _ ... :> ...... -..J . V'�C4. I 1 .  anger.tessenc 

zahlungen eine entsprechend hohe Pension zu en.;erben. 

Bcitr.:-tgs-
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Der Entwurf nimmt von einer Änderung des Bemessungssystems im 

Sinne der Durchrechnungsmeth ode Abstand und beschränkt sich 

darauf, den Bemessungszeitraum zu verlängern. Als Begründung 

6 lall 6 ) 

wird in den Erläuternden Bemerkungen (S. 29) angeführt, das 

Durchrechnungssystem würde zu einem kaum vertretbaren Niveau­

verlust der Pensionen führen, somit zwangsläufig zu starken 

Unterschieden zwischen Alt- und Neupensionisten, und würde ins­

besondere weibliche Versicherte starr: benachteiligen. Der öster­

roichische Arbeiterkammertag hält diese Argumente nicht für zu­

treffend. Wie bereits erwähnt, könnte ein Durchrechnungssystem 

legistisch-technisch durchaus so gestaltet werden, daß die von 

den Erläuternden Bemerkungen befürchteten Nachteile für die Ver­

sicherten nicht eintreten, wohl aber mehr Gerechtigkeit, größere 

Transparenz und letztlich auch ein noch wirksamerer Schutz gegen 

"Spekulation" als durch die bloße Verlängerung des Bemessungszeit­

raumes erreicht werden. 

Bestandteil des neuen Bemessungsrechts ist auch die Einführung 
von Kinderzuschlägen. Der österreich ische Arbeiterkammertag an­

erkennt das Bestreben, für weibliche Versicherte schwenviegende 

Nachteile, die sich durch den Wegfall des bisherigen Grundbetrages 
sonst ergeben würden, zu vermeiden. Er weist jedoch darauf hin, daß 

ei�e Reform der Finanzierung der Pensionsversicherung auch das Ziel 
haben sollte, die Pensionsversicherung so weit wie möglich von 

"fremden Lasten" zu befreien. Die Einführung eines Kinderzuschlages 

in der im'Entwurf vorgesehenen Form kann zweifellos nicht mit dem 

Versicherungsprinzip begründet werden, vielmehr hat diese Leistung 

primär familienpolitischen Charakter. Die Finanzierung sollte des­
halb - zumindest längerfristig - aus jenen Mitteln erfolgen, die 

für Zwecke der Familienpolitik bereitzustellen sind. 

Zuletzt wird noch grundsätzlich bemerkt, daß der Ent�rurf einerseits 
Punkte nicht enthält, die öffentlich angekündigt waren und anderer­
seits Neuerungen, die einschneidend in das Leistungsrecht eingreifen 
würden, ohne daß darüber mit den Interessenvertretungen der Arbeit­
nehmer vorher diskutiert worden wäre. 
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So soll - trotz erklärter Absicht, künftig auf alle Deckungsvor­

schriften zu verzichten - die Zweidritteldeckung gemäß § 253 b 

ASVG in der gegenwärtigen Form beibehalten werden, was zur Folge 

hätte, daß ab dem 1. 1. 1987 wieder die 24 Monate der Pflichtver­

sicherung innerhalb der letzten 3 Jahre vor dem Stichtag ein 

echtes Hindernis beim Leistungserwerb bilden würden. 

Obwohl die Zusammensetzung der Versicherungsmonate zur Bildung der 

Bemessungsgrundlage nie Diskussionsgegenstand war, erfährt diese 

im Entwurf eine gravierende Veränderung. Für die Bildung der Be­

messungszeit sollen im Gegensatz zur derzeitigen Regelung nur 
Beitragsmonate herangezogen werden. Das bedeutet eine erhebliche 

Verschlechterung, weil in vielen Fällen auf einen weit längeren 

Zeitraum als 10 Jahre zurückgegangen werden müßte. 

Ebenso überraschend kommt die Absicht, Monate der freiwilligen 

Weiterversicherung für die Erfüllung der Wartezeit in der Pensions­

versicherung bei Frauen bis zum vollendeten {6. Le�ensjahr, bei 

H.:.inllcrn bis zum vollendeten 5 1. Lebensjahr nur zur Hälfte zu be­

rücksichtigen. 

Außerdem ist geplant, die Wertung der Versicherungsmonate in 

7 )  

§ 231 ASVG so abzuändern, daß Unterbrechungen im Versicherungs­

verlauf weit stärker als bisher schaden. Beide Maßnahmen würden 

nicht nur zu. erheblichen Nachteilen bei den Anspruchsvoraussetzungen 
für eine Alterspension führen, sie stünden auch im Widerspruch zum 

Vertrauensgrundsatz in der Pensionsversicherung und hätten außerdem 

eine gravierende administrative Belastung bei den Trägern zur Folge. 

Der österreichische Arbeiterkammertag ersucht deshalb, VOll diesen 

Änderungen, die im übrigen zum vorrangigen Ziel des Entwurfes, 

der Entlastung des Bundeshaushaltes, kaum beitragen könnten, 
Abstand zu nehmen. 

Zu den einzelnen Bestimmungen werden folgende Bemerkungen vorgebracht: 

{ 
! 
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��0.:-�e}_. �_Z. 2 (Au�.!!�bung des § 18) in Verbindung mit Artikel 11 

Z. 1 (§ 225 Abs. 1 Z. 3 neu) 

Die gemäß § 18 ASVG bisher möglich gewesene begünstigte Selbstver­

sicherung sowie die ermäßigte Beitragszahlung gemäß § 7 7  Ab.s. 2 

lit. a ASVG in der Pensionsversicherung für Zeiten der Kinder­

erziehung soll aufgehoben und durch die Einführung eines Kinderzu­

schlages abgelöst werde�. Wie in den Erläuterungen hervorgehoben 

vürd, haben bis Ende Dezember 1983 nur rund 200 Personen von jener 

Einrichtung Gebrauch gemacht. Im Gegensatz zu den in der freiwilligen 

Versicherung geleisteten Beiträgen werden durch den Kinderzuschlag 

keine Versicherungsmonat.e erworben, sondern lediglich bemessungs­
rechtliche Vorteile geschaffen. In einigen Fällen wird es daher 

trotz des neuen Kinderzuschlages weiterhin notwendig sein, Ver­

sicherungsmonate unter günstigen finanziellen Voraussetzungen zur 

Erfüllung der Anwartschaft erwerben zu können. Es sollte daher ge­

prüft werden, ob die derzej.t bestehende Selbstversicherung für 

Zeiten der Kindererziehung nach § 18 ASVG sO\vie § 7 7  Abs. 2 lit. a 

ASVG nicht doch neben dem Kinderzuschlag weiter bestehen kann. 

Darüber hinaus \vird zur Fassung der Ubergangsbestinunung (Artikel IV 

Abs. 2) bemerkt, daß für eine vor dem 1. Jänner 1985 begonnene Ver­

sicherung die Beitrage noch bis zum 31.12.1988 geleistet werden 

können. Gleichzeitig erfolgt aber eine Neufassung des § 225 Abs. 1 

Z. 3, in c1.er allgemein Beiträge nur dann als wirksam entrichtet 
gelten, wenn sie innerhalb von 2 Jahren nach Ablauf des für sie 
geltenden Beitragszeitraumes geleistet werden. Es wäre daher möglich, 
daß Beiträge gemäß § 18 geleistet werden, diese aber infolge Zeit­
ablaufes nicht als Versicherungsmonate zählen. Es wird jedenfalls 
notwendig sein, daß im § 225 Abs. 1 Z. 3 (neu) Zf>iten der freiwilligen 
Versicherung gemäß § 18 weiterhin enthalten sind, wenn die Beiträge 
innerhalb von sechs Jahren nach der jeweiligen Entbindung entrichtet 
wurden. 
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Z. 10 lit .. c (§ 73 Abs. 5 erster satz) in Verbindung mit Artikel 

IV Abs. 1 

Mit der vorliegenden Ziffer soll die derzeitige Beitragsfreiheit 

für die Krankenversicherung der Bezieher einer knappschaftlichen 

Leistung beseitigt werden. Die in der Ubergangsbestimmung v:orge-

sehene etappem"eise Erhöhung des Beitragsatzes sollte nach Meinung 

des österreichischen Arbeiterkammertages nicht wie geplant inner­

halb von drei Jahren sondern innerhalb von sechs Jahren erfolgen. 

Z. 21 und 22 lit. b (§§ 90 und 94 Abs. 5)  

In den Erläuterungen zur vorgeschlagenen Neufassung des § 90 wird 

dargelegt, daß schon in den zur Versendung gelangten Entwürfen 

einer 3 7 .  bzw. einer 38. Novelle zum ASVG eine Abänderung dieser 

Bestimmung zur Diskussion gestellt worden sei, diese jedoch eine 

Ablehnung im Begutachtungsverfahren, insbesondere durch den öster­

reichischen Arbeiterkammertag, erfahren habe. 

Der österreichische Arbeiterkarnrnertag verweist dazu auf s€!1ne 
Stellungnahme zur 37. Novelle zum ASVG (4 .11. 1981, Zeichen 1211-Dr5) I 

in der ausdrücklich betont wird, daß sozialpolitisch in manchen 

Fällen ein Doppelbezug von Leistungen nicht mehr gerechtfe�rtigt wäre. 

Die Wahrscheinlichkeit eines solchen Doppelbezuges wird aber gerade 

bei einem Zusammentreffen von Krankengeld und Pension im Hinblick 
auf den Bericht des Ausschusses für soziale Verwaltung (678 d.Blg.) 

zur 29. Novelle zum ASVG ausgeschlossen. Der Bericht führt; aus, daß 

die 29. Novelle zum A5VG zu den §§ 90 Abs. 1 und 94 Abs. 4 ASVG 

eine Klarstellung insoweit vorgenommen habe, als dem Grunasat�, 

Doppelleistungen zu vermeiden, Rechnung getragen worden wäre. 

Der östcrrejchische Arbeiterkammertag hat außerdem immer die Meinung 

vertreten, daß Abänderungen zu § 90 ASVG nur im Rahmen eines Gesamt-
konzepts der Ruhensbestimmungen diskutiert werden sollten. Von der i 
Vorla']c eines solchen Gesamtkonzepts hat aber das do. Bundesministeriun! 
selbst - offenbar nach reiflicher Uberlegung - Abstand genonwen. Der 
ÖsterrE.'i chisehe Arbcd terkammcrtag sieht. daher keinen Anlaß, ein De-
taj lPl:C..lDJ.l.'I:1 d.er Huhcnsbcsti.H\hlungcn, dem noch dazu ki"ium prak tische 

Bcckutun0 7nkollm�t I unter dem GeSichtspunkt einer "Pensionsrcform" 
gesondert zur Diskussion zu stellen. 

i 

� 
I 
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Der Vorschlag zu § 90 ASVG würde überdies durch die Ausdehnung 

auf Fälle, in denen der Anspruch auf Krankengeld erst nach dem 

Pensionsanfall entsteht, erhebliche Schwierigkeiten in der Vo11-

ziehung dieser Bestimmung schaffen. 

\\Tä.hrend derzeit der Grundbetrag einer Pension bei einem an das 

Ruhen gemäß § 94 Abs. 1 ASVG anschließenden Krankengeldbezug 

gemäß § 94 Abs. 5 ASVG in der bisherigen Höhe weiter ruht bzw. ein 

Krankengeldanspruch im Anschluß an ein neben dem Pensionsanspruch 

erzieltes, jedoch nicht zu einem Ruhen nach § 94 Abs. 1 ASVG 

führendes Entgelt kein Ruhen nach § 90 ASVG bewirkt, hätte nun 

eine Pension aus eigener Versicherung nach Maßgabe dieses Ruhens­

grundes ab dem Beginn des Krankengeldanspruches mit dem Betrag 

des Krankengeldes zu ruhen. 

Demnach käme es selbst bei Einhaltung der Meldevorschriften zu 

PensionsUberbezügen, deren Rückforderung gemäß § 10 7 ASVG ebensowenig 

möglich wäre, wie in den Fällen des § 94 ASVG bei Anwendung des 

§ 96 ASVG in der gegenwärtigen Fassung. 

Durch die Aufhebung des § 94 Abs. 5 ASVG wären Bezieher einer Hinter­

bliebenenpension gegenüber solchen mit einer Eigenpension in unbe­
gründeter Weise bevorzugt. 

z. 22 1it. a (§  94 ��s. 1 und 2) 

Info1ge der Beseitl.gung des Grundbetrages im Zuge dBr ÄndE:rung der 
Bemessungsvorschrift.en soll im Rahmen der Ruhensbestimmungen an 

seine Stelle ein Richtwert von 40 v.H. der Pension treten. Die 

Neuregelung wäre info1ge der Ubergangsbestimmungen (Artikel IV 

Abs. 4) nur auf Versicherungsfälle anzuwenden, bei denen der Stich­

tag nach dem 31. Dezember 1984 liegt. Um eine unterschiedliche Be­
handlung von Pensionen, die vor dem 1. 1. 1985 oder nach dem 31. 12. 1984 

angefallen sind zu vermeiden, wird vorgeschlagen, in allen Fällen, 

in denen der Ruhenstatbestand nach dem 31. 12. 1984 liegt, § 94 in 

der neuen Fassung anzuwenden. Nur bei einem bereits am 31.12.1934 
bestehenden Ruhen sollte es bis zum Aufhören dieser Erwerbstät.igkeit 

boi der geltenden Regelung verbleiben. In diesem Zusammenhang ist 

noch zu bemerken, daß der Begriff Pension auch den Hilf10senzusctluß 
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umfaßt, also einen Leistungsbestan�teil, der von den bisherigen 
Ruh0nsbestinunungcn nicht berührt wurde. Eine entsprechende Klar­

stellung hätte zu erfolgen. 

Zu §-24 Abs. 5 (�n der vor dem 1. 1. 1984 geltenden Fassung) 

Die 39. Novelle zum ASVG hat aus arbeitsmarktpolitischen Gründen 

die Huhensbest:immungen bei Zusanunentreffen einer Pension mit Ein­
kOntIllen aus einer Erwerbstätigkeit verschärft und gleichzeitig die 

Möglichkeit des Jahresausgleiches bei unterschiedlichen Einkommen 

in einern solchen Fall beseitigt. Bereits jetzt zeigt sich, daß für 

sehr viele Personen durch das Fehlen eines Jahresausgleiches erheb­

li che Härten entstehen. Es handelt sich dabei vorwiegend um Personen, 

die derart spezifische Tätigkeiten ausüben, daß kaum von einer Kon­

kurrenz am allgemeinen Arbeitsmarkt gesprochen werden kann. Billeteure 

an �bendtheatc rn , Bedienstete im saisonalen Einsatz bei Festspiel­

veranstaltungen, aber auch freischaffende Künstler, wie Schriftsteller 

Bildhauer u.a. werden durch Verzicht auf ihre Tätigkeit kaum frei­
werdende Arbeitsplätze schaffen. Es ist eher zu befürchten, daß 

davon berührte Institute bei Weitergeltung der gegenwärtigen Regelung 

kaum geeignetes Personal zur Verfügung haben. Aus diesem Grunde hält 

es der österreichische Arbeiterkammertag für notwendig, zur Regelung 

des Jahresausgleiches vor der 39. Novelle zum ASVG zurückzukehren. 

Darüber hinaus sollte geprüft werden, ob die besondere Art der Ein­
künft.c bcstirmu'ter Gruppen freischaffender Künstler (Tantiemen u. dgl. ) 
die Anwendung von Ruhensbestimmungen überhaupt rechtfertigt. 

�LJ§ 108 �bs. 1) 

Zur Ecstimmung der an die Stelle der Richtzahl getretenen Aufwertungs­
zahl würden sowohl im Ausgangsjahr als auch im Vergleichsjahr die 
Zählungstage auf drei erhöht werden. Den Erläuterungen ist nicht 
zu entnehmen, warum zu den bisher ausreichenden 2 Zählungstagen 
noch ein weiterer hinzukommen soll. Der österreichische Arbeiterkammer 
tüg stil�\mt dje�.cr Neuerung nur unter der Voraussetzung zu, daß sidl 
dio T:��jttlun1 J0S Richtwertes für den Anpassungsfaktor nicht un­
günstiger gestalt et als im Ve r hältnis zur vormaligen Richtzahl. 
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Artikel Ir Z. 1 (§ 225 Abs. 1 Z. 3) 

Es wird auf das zu Artikel I Ziffer 2 Gesagte verwiesen. 

Artikel 11 Z. 1 (§ 229 b) 

Blall 12) 

Um Doppelberücksichtigungen von Zeiten, die in zwei oder mehreren 

Vertragsstaaten als Zurechnungszeiten gelten, auszuschalten, wird 

für den zwischenstaatlichen Bereich eine. einer pro rata temporis­

Regelung nahekommende Lösung empfohlen. Diese Bestimmung bedarf 

außerdem einer Ergänzung durch Zitierung des § 284 Abs. 3 (neu) ASVG. 

Z. 4 (§ 2 3 1  Z. 1 und 2) 

Das Abgehen von der derzeitigen Regelung, den Bestand einE�s Ver­

sicherungsmonates dann anzunehmen, wenn Versicherungszeiten in der 

Dauer von 15 Tagen oder von zwei ganzen Beitragswochen vorliegen 

und anstelle dessen volle Monate mit 30 Versicherungstagen zu ver­

langen, würde zahlreiche durch die Träger festgestellte Anwart­

schaften unvorhersehbar gefährden. In manchen Berufszweigen ist es 

derzeit gar nicht möglich, ein Dienstverhältnis durch volle Monate 

während eines ganzen Jahres zu führen. Dies verhindert die gegen­

wärtige Resttageberücksichtigung indem durch Unterbrecl1ungen in 

ein.ern Versicherungsverlauf n ich t allzuviele Versicherungsmonate 

verlustig gehen und der Versicherte dadurch keine Nachteile bei der 

Erfüllung se iner Anwartschaft erleidet. Es steht fest, daß viele 

Versicherte ihre Versicherungslaufbahn für die Zukunft erst auf­

grund einer Feststellung des Pensionsversicherungsträgers über 

ihre anrechenbaren Versicherungsmonate gestaltet haben. Die Behebung 

von Mängeln, die sich aus der nachträglichen Neufeststellung der 

l\nwa.rtschaft ergeben könnten, wäre dann in vielen Fällen unmögl ich. 

Das Abgehen von der bisherigen Resttageberücksichtigung würde außer­

dem zu einer schweren administrativen Belastung im Erhebungsver­

fahren bei den Versicherungsträgern führen. In allen Fällen, in 

dene n eine rückwirkende Erfassung der Versicherungsmonate oder eine 

Entscheidung gemäß § 247 ASVG vorgenonwen wurde, hätte eine Neufest-
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stellung zu erfolgen, die zu anderen Ergebnissen führen könnte. Auch 

das Verdichtungsprogramm des Hauptverbandes wäre in Frage gestellt. 

Im Hinblick darauf, daß der Vertrauensgrundsatz verletzt und mög­

licherweise festgestell te Anwartschaft.en verändert werden, die 

Administration der Träger erheblich behindert wird und feststeht, 

daß die gegenvlärtige Regelung in der' Vergangenheit spekulativ nicht 

genützt wurde, beantragt der österreichische Arbeiterkanunertag, 

§ 231 Z. 1 und 2 in der gegenwärtigen Fassung zu belassen. 

Z. 6 (§ 234 Abs. 1 Z. 6, 7 und 11) 

Die Aufhebung der neutralen Zeit gemäß § 234 Abs. 1 Z. 6 lit. b ASVG 

wird in den Erläuterungen allein mit behördlichen Personalsch\vierig­

keiLen bei der Erhebu�g der Vermittlungsvormerkzeiten sowie damit 

begründet, sie betreffe nur einen Personenkreis, der ohne jede tat­

stichliehe Arbeit sbereitschüft die Vermittlungsvormerkung nur zum 

Zwecke der Anspruchsbegründung in der Pensionsve1;sicherung ausnütze. 

Der östcrrcichjsche Arbeiterkammertag lehnt eine solche Ansicht kate­

gorisch ab, weil s(�hr viele Arbeitslose weiterhin eine Vermittlung 

anstrehen, obwohl Geldleistungen aus der Arbeitslosenversicherung 

nicht mehr gebUhren . Es ist gewiß nicht zu bestreiten, daß die Mög­

lichkeit der Vermittlungsvormerkung in Einzelfällen tatsächlich i 
i 

genUtzt wird, um Pensionsanw art schaf ten zu begründen bzw. zu erhalten.: 

Dieser Umstarid rechtfertigt es aber keineswegs, Langzeitarbeitslosen 

in pauschaler Weise die Arbeitswilligkeit abzusprechen. Dem do. 

Bundcsminjsterium ist zweifellos bekannt, daß in wirtschaftlich 
• I 

schwierigen Zeiten vor allem ältere Arbeitslose, für die die Erhaltung ! 

ihres Pensionsanspruches von existenzieller Bedeutung ist, kaum 

Chancen haben, innerhalb kurzer Frist vermittelt zu werden. Die Er­

faSfitmg der Vermittlungsvormerkzeiten durch die Arbeitsmarktver­

waltung erfordert zweifellos einen gewissen Personal- und Arbeits­

aufwand, doch sollte dieser Gesichtspunkt gerade bei Behörden der 

???;_ic:l}:..�.:� Verwaltung nicht vor den tatsächlichen Bedürfnissen der 

Versicherten stehen . 

Weiters wird übersehen, daß die Zeiten, in denen eine Person beim 

Zl?itcn gem:iß § 234 ASVG, sondern auch gemäß § 15 Abs. 1 Z. 1 lit. a Al 
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rahmenfristerstreckend und damit anwartschaftserhaltend in der 

Arbei t.slosenvcrsicherung sind. Auch die Anwartschaftshilfe , die 

eine solche neutrale Zeit bietet, wird offenbar nicht richtig 

erkannt, denn Vormerkungen beim Arbeitsamt werden häufig dann 

notwendig s e in, wenn Versicherungsmonate zwar in ausreichender 

Blatt 1 4 ) 

Z<lhl vorliegen, aber die Erhaltung der Anwartschaft dem Versicherten 

dllrch Bezahlung freiwilliger Beiträge infolge schwieriger wirt­

schaftlicher Verhältnisse nicht zumutbar ist. 

Die Ziffer 7 (neu), die Zeiten im unmittelbaren Anschluß an Zeiten 

des Geldbezuges aus der Arbeitslosenversicherung neutralisiert, ist 

in der vorliegenden Form unklar. Mit dem Wort "Zeiten" wird, im 

Gegensatz zur derzeitigen verständlichen Formulierung nicht zum Aus­

drnck gebracht, welche Art von "Zeiten" und unter welchen Voraus­

setzungen diese Berücksichtigung finden sollen. Die Beifügung "un­

mittelbar" vor vorangegangenen Zeiten nach Abs. 1 Z. 6 läßt die Frage 

aufkommen, was zu geschehen hat, wenn der Arbeitslosengeldbezug 

j.nfolge Krankengeldbezug oder kurzfristiger Arbeitsaufnahme unter­

brochen wurde. 

lmeh eine Aufhebung der Ziffer 11 würde Sch\vierigkeiten für weibliche 

Versicherte zur Folge haben.
' 

Der Kinderzuschlag ist eine bemessungs­

rechtliche Maßnahme und kann derzeit bestehende neutrale Zeiten zur 

Wahrung einer Anwartschaft nicht erset2en. Der österreichische Arbeiter" 

kon�0rtag schlägt vor, die in der Ziffer 11 enthaltenen Zeiten bis 

zum 31.12.1984 weiterhin als neutrale Zeit zu führen. 

Z. 7 und 8 (§§ 235 und 236 )  in Verbindung mit Artikel IV Abs. 7 

Es werden im wesentli.chen jene Grundsätze bei der Erfüllung der \<larte­

zeit übernommen, die schon derzeit im Bereich des GSVG und BSVG gelten. 

Neu ist die jährliche Anhebung der Wartezeit für Versicherungsfälle 

wegen geminderter Arbeitsftlhigkeit ab dem vollendeten 46. Lebensjahr 
für Frauen und dem 51. Lebensjahr für Männer. Dazu kommt, daß Zeiten 
der freiwilligen Weiterversicherung bis zu o. a. Zeitpunkten nur zur 
Hlilfte ztihlen sollen. Derzeit ist die geminderte Berücksichtigung 
':(),: �1(""lh."''1 c1-r f,c·,j',·,'j] � � :1(:'11 h'!">i torvcrsichQrung nur bei der Erfüllung 
der sogenarm t(!!1 kleinen V;artezei t für Versicherungsfälle der gemin-
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Warum dieser Grundsatz auf Alterspensionen ausgedehnt werden soll, 

ist den Erläuterungen nicht zu entnehmen. Nach Meinung des öster­

reichischen Arbeiterkammertages besteht dafür kein Anlaß. Es wird 

vorgeschlagen, die Berücksichtigung von Zeiten der freiwilligen 

Weiterversicherung im halben Ausmaß auf die Wartezeit für Ver- "I 

sicherungsfälle der geminderten Arbeitsfähigkeit zu beschränken. 

Ebenso müßte in diesem Zusanunenhang klargestellt werden, daß für 

die sogenannte "ewige Anwartschaft" 180 geleistete Beitragsmonate 

in vollem Ausmaß zu rechnen sind. 

Schließlich wird noch auf die Ubergangsbestimmung in Artikel IV 

Abs. 7 hingewiesen. Nach Meinung des österreichischen Arbeiterkammer-

tages sollte sie nur zur Anwendung konunen, wenn Versicherte weder 
( 

180 Beitragsmonate für die ewige Anwartschaft noch 180 Versicherungs-

monute innerhalb der letzten 30 Kalenderjahre nachweisen können. 

Trifft eine dieser Voraussetzungen zu, bedarf es keiner ,Ubergangs­

bestinunung. Bei Nichterfüllung der Anwartschaft sollte das gegen­

wärtige Recht befristet weitergelten. 

�iff� 10 (§ 238) 

Der im Entwurf erweiterte Berechnungszeitraum zur Ermittlung der 

Bemessungsgrundlage beschränkt sich auf Beitragsmonate aus allen 

Zweigen der Pensionsversicherung. Das würde bedeuten, daß durch die 

Njcll�berücksichtigung von Ersatzmonaten - gegenwärtig zählen sie 

[Ur die Ermittlung der letzten 60 Versicherungsmonate - Beitrags­

monate zum Zustandekonunen von 120 Monaten benötigt werden, die 

unter Umständen sehr weit zurückreichen. Für Versicherte, die berufs­

bedingt große Unterbrechungen während ihrer Beschäftigung in Kauf 

nehmen müssen (z.B. Baugewerbe, Hotel-u. Fremdenverkehrsbetriebe)ergäbel 

sich Bemessungsgrundlagen , die Beitragsmonate enthielten, die vle i t 

länger als 10 Jahre zurückreichen. Das würde in der Mehrzahl der 

Fälle eine weitere Senkung der Bemessungsgrundlage bedeuten. 

Zur Vermeidung einer solchen, sich�rlich unbeabsichtigten Auswirkung 

wird vorgeschlagen, die Ausdehnung des Bemessungszeitraumes auf 120 
Versicherungsmonate festzusetzen. 
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Ziffer 1 1  (§ 239 .l\bs. 2) 

Die Z. 1 und Z. 2 stehen zueinander im Widerspruch. In der Z. 1 

wird der Berechnungszcitraum aus allen Beitragsmonaten ermittelt, 

während in der Z. 2 für die Errechnung der Bemessungsgrundlage nur 

Monate der Pflichtversicherung zählen. Eine Abstimmung scheint 

erforderlich. 

Ziffer 12 (§ 240 ) 

16 ) 

Durch die Umstellung im Bemessungssystem wird der Wegfall der Worte 

"des Grundbetrages und" zum Schutz einer Leistung aus einem früheren 

Versicherungsf all nicht mehr genügen. In der Uberschrift und im 

Wortlaut der Bestimmung müßte zum Ausdruck kommen, daß anstelle der 

Bemessungsgrundlage die Leistung aus einem früheren Versicherungsfall 

tritt und dicse innerhalb von 5 Jahren geschUtzt bleiben mUßte. 

Zu § 253 b (nicht im Entwurf enthalten) 

Im Gegensatz zu der bej, Vorstellung der "Pensionsreform" erklärten 

Absicht, alle Deckungsvorschriftcn zu eliminieren, soll die Zwei­

dritteldeckung gemäß § 253 b ASVG in der gegenwärtigen Form bei­

behalten werden. Es besteht wohl eine Zwischenlösung bis zum 

3 1. 12. 198 6, daß ein Anspruch auf vorzeitige Alterspension bei 

langer Versicherungsdauer auch dann besteht, wenn vor dem Stichtag 

zwar keine 24 Pflichtbeitragsmonate vorliegen, aber die letzten 12 

Versicherungsmonate vor dem Stichtag doc� Beitragsmonate der Pflicht­

versicherung oder Bezugszeiten aus der Arbeitslosenversicherung bzw. 

Krankenversicherung sind. Ab dem 1.1.19�7 werden aber die 24 Monate 

der Pflichtversicherung innerhalb der letzten 3 Jahre vor dem Stich­

tng, wie es die Praxis in der Vergangenheit beweist, für den Ver­

sicherten, mehr als die außerdem erforderlichen 35 Versicherungsjahre, 

wieder ein echtes Hindernis beim Leistungserwerb bilden. Der öster­

reich 1sche Arbeiterkammertag hält im Hinblick auf das neue Bemessungs­

system, das mehr beitragsbezogen erscheint als die gegenwärtige 

Regelung , den Bestand der Zweidritteldeckung fUr nicht mehr weiter 
", ... :- .. ', ".- .. , -, '-1 j �" 
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Ziffer 21 1it. b (§ 254 Abs. 2 erster Satz) 

Die beabsichtigte Änderung dieser Bestimmung sollte zum Anlaß ge­

nommen werden, �eine vom österreichischen Arbeiterkammertag schon 

1 7  ) 

lang kritisierte Formul ierung zu beseit igen. Die gemäß d ieser Vor­

schrift Anspruchsberechtigte wird als "versicherte Ehegattin" be­

zeichnet. Die Anspruchsberechtigte muß im Zeitpunkt des vol"lendeten 

55. Lebens jahres weder versichert sein, noch die Eigenschaft "Ehe� 

gattin " besitzen. Zur Klarsteilung wird vorgeschlagen im § 255 (Be­

griff der Invalidität) Abs. 5 (neu) folgendes festzulegen: Eine Witwe 

gilt als invalid, soferne die Wartezeit erfüllt ist, wenn sie das 

55. Lebens jahr vollendet und m indestens v ier lebende Kinder geboren 

hat. 

Die derzeit im § 254 Abs. 2 erster Satz enthaltene Regelung könnte 

dann entfallen. 

Ziffer 23 (§ 261 Abs. 2) 

Der illl1 Beginn des Absatzes gesetzte Ausdruck "monatliche" hätte zu 

entfallen. 

Abschließend wird mitgeteilt, daß im S inne der Entschließung des 

Nationalrates anläßlich der Verabschiedung des Geschäftsordnungs­

gesetzes, BGBl. Nr. 178/1961, 25 Abdrucke d ieser Stellun"gnahme dem 

Präsidium des Nationalrates zugeleitet werden. 

Der Präsident: 
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